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Tatbestand»

Am 4.Oktober 1950 kam es auf der Landstrasse von Vechta 
nach höhne - einer Straße I.Ordnung - gegen 4.30 Uhr nachts 
dadurch zu einem Verkehrsunfall; daß der Kläger mit seinem 
BUseing-WAGk-Lastkraftwagen gegen die Holzladung eines Anhän­
gers stieß* den der Beklagte hinter einem weiteren Anhänger 
am rechten Straßenrand abgestellt hatte, weil ein Reifen des 
vorderen Anhängers geplatzt war. Da der Beklagte keinen Er­
satzreifen mitführte, entschloß er sich; mit der Zugmaschine 
in Vechta einen Reifen zu holen. Der Beklagte behauptet; er 
habe am vorderen Anhänger eine weiße und an der hinteren lin­
ken Runge des zweiten Anhängers eine rote Sturmlaterne ange­
bracht und angezündet, Um mit der Zugmaschine wenden zu kön­
nen; fuhr der Beklagte in einen Feldweg; der.kurz hinter dem. 
Kilometerstein 53 in die Straße einmündet. Dort setzte er 
die Zugmaschine zurück; indem er nach rechts elnbog; um auf 
diese Weise zu erreichen; daß das Fahrzeug auf der Straße 
in die Fahrtrichtung nach Vechta kam. Als er rückwärts.fah­
rend den Straßenkörper gerade wieder erreicht hatte, sah er 
die Lichter eines aus Richtung Vechta kommenden und in Rich­
tung nach Lohne fahrenden Kraftfahrzeugs« Der Beklagte setz­
te seine Wendemanöver fort und fuhr in Richtung Vechta an 
den beiden abgestellten Anhängern vorbei. Inzwischen war der 
von Vechta her sich nähernde Lastzug des Klägers (Motorwa­
gen und ein Anhänger) nahe herangekommen. Der Kläger fuhr, 
sich scharf rechts haltend, an der Zugmaschine des Beklag­
ten vorbei. In diesem Zeitpunkt sah er vor sich die Hinter­
räder der abgestellten Anhänger. Der Kläger riß das Steuer 
seines Wagens, nach links herum und bremste. Während es ihm 
gelang, mit der Motorhaube an den BegrenzungsStangen an dem
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hinteren Anhänger vorbeizukommen, stieß das höher gebau- 
te FUhrerhaus des Motorwagens gegen die Holziadung des hin­
teren Anhängers; sie ragte nach hinten 1,40 m Uber die hin­
tere Bunge des Anhängers hinaus« Dabei wurde der rechts ne­
ben dem Kläger sitzende Beifahrer Alfred BuflHI^getötet 
und der Kläger schwer verletzt«

Er hat behauptetj die rote Sturmlaterne habe nicht ge- 
orannt« Beim Herankommen habe er nur die Lichter uer Zvgma- 
schine gesehen« Er sei mit abgeblendetem Licht und einer Ge­
schwindigkeit von etwa 40 km/st an der stehenden Zugmaschine 
vorbeigefahren und habe, da er in diesem Augenblick die ab­
gestellten Anhänger unmittelbar vor sich gesehen habe, den 
Unfall nicht mehr vermeiden können«

Der Kläger hat Schadensersatz verlangt und zwar im er­
sten Beohtszugg

ein vom Gericht festzusetzendes Schmerzensgeld,
4 932.~ DM Verdienstausfall,
9 960«- DM abzüglich der von der Berufsgenossenschaft 
für Fahrzeughaltungen zu erwartenden Entschädigungen -
eine monatliche Bente von 415«- DM fUr die Zeit vom 
6« Oktober 1950 bis 51« Dezember 1952 abzüglich der 
von der Berufsgenqssenschaft noch festzusetzenden Un­
fallrente,
1 161,74 DM Kosten, die durch den Tod des Beifahrers 
entstanden sind: die Forderung ist von dessen Vater an 
den Kläger abgetreten worden«

Ferner hat der Kläger die Feststellung begehrt, daß 
der Beklagte verpflichtet sei, ihm allen weiteren Schaden 
aus dem Unfall zu ersetzen«

1 0 
2. 
3«

4.

5.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

Ser Beklagte hat geltend gemacht* Sie an der letzten 
Hinken Runge des hinteren Anhängers hängende rote Lampe ha­
be gebrannt. Sas Überatehen der Buchenbohlen sei für den Un­
fall nicht ursächlich gewesen, weil der Kläger durch das ge­
ringe Hinausragen der Ladung nicht daran gehindert worden sei, 
von seinem erhöhten Pitz im FUhrerhaus des Motorwagens das 
rote Licht wahrzunehmen« Ser Kläger habe bei Anwendung der 
von ihm zu fordernden Sorgfalt die abgestellten Anhänger recht­
zeitig erkennen können und seine Fabrweise danach einrichten 
müssen. Sas habe er jedoch nicht getan, sondern sei mit ei­
ner Geschwindigkeit von mehr als 60 kny'st gefahren« Eine Haf­
tung hach dem Kraftfahrzeuggesetz entfalle, weil die von der 
Zugmaschine losgekoppelten Anhänger nicht mehr in Betrieb ge­
wesen seien«

Sas Landgericht hat die Zahlungsansprüche des Klägers 
(oben Ziffer 1 bis 5) zu drei Vierteln dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt und in diesem Umfange auch die Verpflich­
tung des Beklagten zum Ersatz des weiteren Schadens festge­
stellt«

Gegen dieses Urteil haben beide Barteien Berufung ein­
gelegt, der Beklagte mit dem Ziel der Klageabweisung, der 
Kläger mit dem Antrag, den Schmerzensgeldanspriich sowie die 
Ansprüche auf Zahlung von 4 932.- DM und 1 161,75 DM in vol­
lem Umfang dem Grunde nach für gerechtfertigt zu erklären 
und hinsichtlich des weiteren Schadens die volle Ersatz­
pflicht des Beklagten festzustellen« Das Oberlandesgericht 
hat die Schadensersatzpflicht des Beklagten zu vier Fünfteln 
bejaht und die weitergehende Klage abgewiesen.



Mit der Revision erstrebt der Beklagte wieder die Ab­
weisung der Klage. Der Kläger beantragt, die Revision zurück 
zuweisen«

Snt scheidungsgrllnd es

Die Revision ist nicht begründet«

1« Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der Beklag­
te nach § 823 BGB und nach den Bestimmungen des Kraftfahrzeug­
gesetzes (jetzt Strassenverkehrsgesetz). für den entstande­
nen Schaden einzustehen hat. Es hat dem Beklagten einen Ver­
stoß gegen § 19 Abs 3 StVO und gegen § 1 StVO zur Last ge­
legt. Nach Ansicht des Berufungsgerichts ist zwar kein Be­
weis dafUr erbracht, daß die am Anhänger angebrachte rote 
Laterne nicht gebrannt hat; es sieht aber einen für den Un­
fall ursächlichen Verkehrsverstoß darin, daß die rote Laterne 
nicht, wie § 19 Abs 3 StVO eB vorschreibt, das äusserste En­
de der nach hinten herausragenden Ladung kenntlich gemacht 
hat, sondern an der hinteren linken Runge, also 1,40 m von 
dem äussersten.Ende der herausragenden Holzbohlen entfernt, 
angebracht war«

Die Annahme des Berufungsgerichts, daß der Beklagte 
auch schuldhaft gegen die Grundregel des § 1 StVO verstoßen 
habe, beruht auf folgenden Feststellungen und Erwägungen:
Bei der Straßenbreite von 5,20 m und einer Breite der An­
hänger von etwa 2,45 m seien nur noch etwa 3,20 m der Fahr­
bahn für den Verkehr frei gewesen« Der«Beklagte habe beim



Wenden der Zugmaschine die Lichter des herankommenden Kraft­
fahrzeugs bemerkt* Wenn er in dieser Lage an seinen Anhän­
gern vorbeigefahren sei und nicht erst die Vorbeifehrt des
entgegenkommenden Fahrzeugs abgewartet habe, so sei das vei’-

0

kehrswidrig und fahrlässig gewesen» Der Beklagte habe gewußt, 
daß er während der Vorbeifahrt an seinen Anhängern den gan­
zen noch freien Teil der Straße in Anspruch nehmen und die 
Straße völlig sperren werde- Seine Zugmaschine habe sich bei 
der Begegnung mit dem Lastzug des Klägers nur eine kurze 
Strecke und zwar 25 m vor den abgestellten Anhängern in Sich ­
tung Vechta befunden« Damit habe der Beklagte einen gefähr-♦
liehen Engpaß geschaffen, denn er habe den ihm entgegenfah­
renden Kläger gezwungen, sich wegen der geringen Breite der 
Straße zunächst ganz rechts zu halten und dann ganz scharf 
nach links herliberzuwecheeln, um an den abgestellten Anhän­
gern vorbeizukommen« Dem Beklagten sei dies auch bewuß-u ge­
wesen: das zeige seine Bemerkung, er habe sich nach der Begeg­
nung mit dem Kläger umgeschaut und gedacht, wenn der Last­
zug nur gut an den Anhängern vorbeikomme« Dem Beklagten sei 
als Verschulden anzurechnen, daß er diese Überlegung nicht 
frUher angestellt und sein weiteres Verhalten nicht danach ein­
gerichtet habe» *

Dem Kläger hat das Berufungsgericht zum Vorwurf gemacht, 
daß er seine Geschwindigkeit nicht der Reichweite der abge­
blendeten Lichter angepaßt hat und nicht so langsam gefah­
ren ist, daß er.anhalten konnte, wenn.Hindernisse innerhalb 
des Lichtscheins seiner Lampen auftauchten« Bei der Abwä­
gung der von beiden Parteien gesetzten Unfallursachen und 
des beiderseitigen Verschuldens hat das Berufungsgericht an­
genommen, daß der Beklagte den Unfall in stärkerem Maße ver-



ursachb und verschuldet habe, so daB es gerechtfertigt sei, 
den Schaden im Verhältnis 4/5 zu 1 ;5 zwischen den Parteien 
aufzuteilen« •

ilo Entgegen der Ansicht de* Revision Bind diese Aus­
führungen des Berufungsgerichts reohtlioh nicht zu beanstan­
den»

1« Die Revision gibt zu, daß der Beklagte sich eine 
Varkehrswidrigkeit hat zuschulden kommen lassen, weil er 
die rote Sturmlaterne nicht am Ende der nach hinten hinaus- 
ragenden Dadung, sondern an der hinteren linken Runge des 
Anhängers angebracht hat. Sie bezweifelt aber, daß dies flip 
den Unfall ursächlich gewesen sei, und meint, das unrichti­
ge Anbringen der roten Eaterne sei fUr den heranko'mmenden 
Fahrer belanglos gewesen, weil er die Laterne rechtzeitig 
habe sehen können» Aus der festgestellten Bremsspur von 19 m 
vor dem Anstoß ergebe sich bei einer Geschwindigkeit von 
50 km~st und bei Zugrundelegung einer Schreckzeit von zwei 
Sekunden, daß der Kläger 47 m von den Anhängern entfernt ge­
wesen sei, als er sie entdeckt habe. Auch wenn man nur eine 
Sekunde Schreck-* und Reaktionszeit annehme, ergebe sich noch 
ein Abstand von 35 m. Dann könne es aber nicht ausschlagge­
bend gewesen sein, ob die Laterne 1,40 m vom äussersten En­
de der Ladung entfernt gehangen habe. Das könne keine Rolle 
gespielt haben, zumal ein rotes Licht bei Rächt weiter als 
33 m leuchte« *

Diese Rüge ist unbegründet. Die Revision Ubersieht, daß 
es nicht darauf ankommt, aus welcher Entfernung der Kläger
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die rote Laterne gesehen hat oder sie hätte sehen können,. 
Entscheidend ist vielmehr, oh er das Ende der über den 
Anhänger hinausragenden Holzladung erkannt hat. Hierzu 
hat der gerichtliche Sachverständige Eipi.-Ing.B^||^er­
klärt, bei richtiger Anbringung der roten Lampe habe der 
Kläger viel früher das Ende der Ladung als Gefahr erkennen 
und sioh darauf einstellen können; dann wäre es wohl kaum 
zum Unfall gekommen. Eas Berufungsgericht hat diese Erklä­
rung des Sachverständigen zwar nicht ausdrücklich in den 
EntscheidungsgrUnden seines Urteils angeführt. Es hat sie 
sich aber, wie der Zusammenhang der Urteilsgründe zeigt, 
ersichtlioh zu eigen gemacht.

Aber auch ohne diese Feststellung ist die Bejahung 
des ursächlichen Zusammenhangs aus einer anderen Erwägung 
gerechtfertigt. Wie der erkennende Senat bereits in seinem 
Urteil vom 22. Oktober 1955 (- VI ZR 203/54 - VRS 9, 427 
Nr 180 '■ VersR 1955» 7'60) ausgesprochen hat, sind Verstöße 
gegen die Vorschriften Uber die Beleuchtung und Kenntlich­
machung der Fahrzeuge bei Dunkelheit nach aller Erfahrung 
geeignet, Verkehrsunfälle zu verursachen. Im allgemeinen 
spricht daher die Vermutung dafür, daß ein Verstoß die­
ser Art eine Bedingung des Unfallerfolges war. Hier ist das 
Fahrzeug des Klägers gegen die nach hinten Uberstehende 
Holzladung gestoßen. Es ist also gerade das eingetreten, 
was § 19 Abs 3 StVO durch das Gebot, bei Dunkelheit das 
äußerste Ende der Ladung kenntlich zu machen, verhindern 
will. Bei dieser Sachlage ist der Kläger zunächst jeder 
weiteren Beweisführung dafür enthoben, daß'die verkehrs­
widrige Anbringung der Laterne mitursächlich für den Unfall 
war. Es kann dahingestellt bleiben, ob sich in einem solchen



Falle die Beweislast umkehrt oder ob die Hegeln des An*- 
scheinsbeweises anzuwenden sind; denn auch die fUr den 
Beklagten günstigere Annahme; es sei ein Fall des Anscheins- 
oeweises gegeben, kann nicht zu seiner Entlastung führen,.
Der Beklagte hätte zu seiner Entlastung .zumindest Tatsa­
chen nachweisen müssen, aus denen sich die naheliegende 
Möglichkeit ergibt, daß der nach der Lebenserfahrung ge­
botene Schluß auf den Ursachenzusammenhang hier nicht be­
rechtigt ist» Der Beklagte hat aber nichts vorgetragen, was 
geeignet wäre, den gegen ihn sprechenden Beweis auszuräu­
men. Insbesondere kann der Hinweis darauf, daß die an der 
hinteren Runge hängende rote Laterne für den herankommen­
den Fahrer rechtzeitig sichtbar gewesen sei, schon den Be­
weis des ersten Anscheins nicht erschüttern; denn es kommt, 
wie bereits ausgeführt, nicht auf die Sichtbarkeit der ro­
ten Laterne, sondern darauf an, ob das äusserste Ende der 
nach hinten hinausragenden Ladung erkennbar war, Baß dies 
der Fall gewesen sei, hat selbst der Beklagte nicht behauptet

2. Zu Unrecht greift die Revision die Ausführungen an; 
mit denen daB Berufungsgericht dargelegt hat, daß der Be­
klagte auch gegen § 1 StVO verstossen habe. Sie ist der 
Ansicht, der Beklagte habe an den abgestellten Anhängern 
vorbeifahren dürfen, weil er dabei auf der rechten freien 
Straßenseite habe bleiben können. Ber Kläger habe warten 
müssen, weil er zur Vorbeifahrt an den Anhängern auf die 
linke Seite der Straße habe hinüberfahren müssen« Ber Be­
klagte habe sich darauf verlassen können, daß der Kläger 
seine Fahrweise entsprechend einrichten werde. Er habe 
nicht damit zu rechnen brauchen, daß der Kläger mit einer
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Geschwindigkeit fahre, hei der Sichtweite und BremsBtrecjce 
nicht in Einklang standen«

Auch hierin kann der Revision nicht gefolgt werden« 
Nach § 1 StVO hat jeder Teilnehmer am öffentlichen Straßen­
verkehr sich so zu verhalten, daß kein anderer gefährdet, 
geschädigt oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, 
behindert oder belästigt wird« Die Behinderung des Ver­
kehrs, die dadurch eingetreten ist, daß der Beklagte nach 
dem Reifenschaden die Anhänger am äussersten rechten Rand 
der*Straße abgestellt hat, war unvermeidbar und kann ihm 
daher nicht als Verkehrswidrigkeit zur Last gelegt werden.
Es kann sich daher nur um die Frage handeln, ob dem Beklag­
ten, der dieses unvermeidbare Verkehrshindernis geschaffen 
hatte, zuzumuten war, daß er auf den herankommenden Kläger 
Rücksicht nahm und ihn zuerst durchfahren ließ, bevor er, 
der Beklagte, nach dem Venden der Zugmaschine an den An­
hängern vorbeifuhr. Liese Frage hat das Berufungsgericht 
auf Grund des festgestellten Sachverhalts mit Recht bejaht» 
Allerdings braucht, wie der Revision zuzugeben ist, ein 
Kraftfahrer, dessen rechte Fahrbahnhälfte frei ist, im 
allgemeinen nicht darauf Rücksicht zu nehmen, daß ein ent­
gegenkommender Kraftfahrer in seiner Fahrbahn ein Hinder­
nis vor sich hat und daher möglicherweise gezwungen wird, 
seine Fahrt zu verlangsamen oder gar anzuhalten. Hier be­
steht aber die Besonderheit, daß der Beklagte es war, der 
bei Lunkelheit ein Verkehrshindernis-geschaffen hatte, das 
nicht vorschriftsmässig beleuchtet war und daß er das Heran­
nahen des Klägers rechtzeitig bemerkt hatte. Unter diesen 
Umständen war der Beklagte verpflichtet, auf das herankom-
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mende Kraftfahrzeug Rücksicht zu nehmen« Er durfte an 
den Anhängern nur dann vorbeifahren, wenn die Gewißheit 
bestand, daß er den Kläger nicht noch mehr behinderte und 
gefährdete, als er es schon durch das Abstellen der Anhän­
ger getan hatte. Nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts konnte .der Beklagte diese Gewißheit nicht haben. Ein­
mal lenkte er bei der Vorbeifahrt an den nicht vorschnfls- 
mässig beleuchteten Anhängern die Aufmerksamkheit des her­
ankommenden Kraftfahrers auf die Zugmaschine und lenkte 
sie damit von den in seiner Fahrbahn stehenden Anhängern ab. 
Vor allem aber erschwerte er dem Kläger die Durchfahrt, 
weil er den hierfür nötigen Raum einengte und den Kläger 
2wang, nach dem Heranfahren an die rechte Straßenseite 
plötzlich scharf nach links hinttberzuwechseln. Unter sol­
chen Umständen kann ein Kraftfahrer sich nicht mit Erfolg 
darauf berufen, daß seine rechte Fahrbahnhälfte frei und 
es Sache des entgegenkommenden Fahrers sei, seine Fahrv/ei- 
se auf das etwaige Vorhandensein von Hindernissen einzurich- 
ten. Baß der Beklagte diese Folgen seiner Fahrweise bei 
Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt habe vcr- 
aussehen können, hat das Berufungsgericht rechtsirrtumsfrei 
angenommen.

3« Damit ist im Berufungsurteil auch ohne Rechtsirrtum be­
jaht worden, daß der Beklagte nach § 823 Abs 2 BGB in Ver­
bindung mit § 19 Abs 3 und § 1 StVO haftet. Es kann daher 
dahingestellt bleiben, ob der Beklagte auch nach § 7 KrfzG 
für den Schaden einzustehen hat oder ob die Bedenken be* 
gründet sind, die die Revision in dieser Hinsicht gegen das 
Berufungsurteil erhebt»



••12

*
r

o f t

4c Schließlich unterliegen auch die Ausführungen des 
Berufungsgerichts zum Mitverschulden des Klägers und zum 
Schadensausgleich im Gegensatz zu der Ansicht der Revision 
ke.inen rechtlichen Bedenken»

Der Beklagte war für seine Behauptung» der Kläger sei 
mit einer Geschwindigkeit von mindestens 60 km/st gefahren,

. heweispflichtigo Biesen Beweis hat das Berufungsgericht nicht 
als geführt angesehen« Es hält zwar fUr bewiesen, daß der 
Kläger zu schnell gefahren ist, weil der Bremsweg seines 
Lastzuges größer war als die Reichweite der abgeblendeten 
Lichter« Bagegen konnte nach Meinung des Berufungsgerichts 
nicht festgestellt werden, wie hoch seine Geschwindigkeit 
kurz vor und bei dem Unfall war. Allerdings ist der gericht­
liche Sachverständige zu dem Ergebnis gekommen, der Kläger 
sei beim Beginn des Bremsens mit einer Geschwindigkeit von 
mindestens 50 km/st gefahren* Bern Berufungsgericht haben 
aber die Erwägungen des Sachverständigen nicht ausgereicht, 
um daraus eine Überzeugung von der Höhe der Geschwindigkeit 
zu gewinnen« Es glaubt vielmehr, sich .auf Grund des Ergeb­
nisses der gesamten Beweisaufnahme keine sichere überzeu-i
gung von der Höhe der Geschwindigkeit bilden zu können«' Bas 
lag im Rahmen der ihm als Tatrichter obliegenden freien 
richterlichen Beweiswürdigung« Biese Würdigung läßt keinen 
Rechtsirrtum erkennen und bindet daher den Senat (§ 561 
Abs 2 ZPO)* Zu Unrecht rUgt die Revision, daß das Beru­
fungsgericht zur Frage der Geschwindigkeit kein weiteres 
Gutachten eingeholt habe« Bie Anordnung einer erneuten Be­
gutachtung stand im Ermessen des Berufungsgerichts.(§ 412 
ZPO)« Es ist nicht ersichtlich, daß es die seinem Ermessen 
gesetzten Schranken überschritten hat.
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Auch im Übrigen lassen die AbwägungsgrUnde des Beri- 
fungsgeriehts nicht erkennen, daß es die Rechtslage ver­
kannt oder wesentliche Umstände übergangen hat. Ras Ergeb­
nis der Abwägung ist daher für das Revisionsgericht.bin­
dend«

III, Hach alledem erweist die Revision des Beklagten 
sich als unbegründet« Sie war daher mit der Kostenfolge dee 
§ 97 ZPO curückzuweisen«,

Dr. Kleinewefers
Br,Bode

Dr,Gelhaar
DrtHauß

Dr*K.E,Meyer
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